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Der Vorsitzende, Abg. Baasch, eroffnet die Sitzung um 9:40 Uhr und stellt die Beschlussfahig-

keit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der Fassung der Einladung gebilligt.

1. Bericht der Landesregierung tber den Stand und (vorlaufige) Er-
gebnisse der Evaluation des Aktionsplanes zur Umsetzung der
EU-Ostseestrategie

Antrag des Abg. Bernd Heinemann (SPD)
Umdruck 19/3228

Abg. Heinemann begriindet seinen Berichtsantrag damit, dass bei der EU-Ostseestrategie von
Zeit zu Zeit grundlegende Veradnderungen zu diskutieren seien. Man bitte um den aktuellen

Sachstand.

Europaministerin Dr. Sitterlin-Waack berichtet, die EU-Kommission habe fir das erste
Halbjahr 2020 eine Revision des Aktionsplans der EU-Ostseestrategie angekindigt. Vor
diesem Hintergrund sei das danische Consultingunternehmen COWI mit der Analyse und

Uberprifung von Inhalten und administrativer Umsetzung der Strategie beauftragt worden.

Im inhaltlichen Teil der Studie sei untersucht worden, inwiefern der aktuelle Aktionsplan der
Ostseestrategie den wesentlichen Herausforderungen der Region gerecht werde. Zur
Identifizierung der Herausforderungen seien folgende Kriterien herangezogen worden: erstens
globale Herausforderungen wie Klimawandel, demografischer Wandel und endliche
Ressourcen, zweitens spezifische Herausforderungen des Ostseeraums, in erster Linie der
Okologische Zustand der Ostsee, drittens UN-Nachhaltigkeitsziele und viertens Prioritaten

regionaler politischer Netzwerke.

Die Studie komme zu dem Ergebnis, dass die wesentlichen Herausforderungen, mit
Ausnahme des demografischen Wandels und der Urbanisierung, in der Strategie adressiert
wilrden. Es werde aber festgestellt, dass der Ostseeraum Defizite im Bereich der Umsetzung
der Nachhaltigkeitsziele habe. Die Ubergeordneten Ziele der Strategie seien - so ein
Studienergebnis - generell zu allgemein gefasst.

Ministerin Dr. Sutterlin-Waack geht auf die 17 UN-Nachhaltigkeitsziele ein, bei denen die
Staaten des Ostseeraums die Ziele bei weitem noch nicht erreicht hatten. Dies betreffe zum



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. WP- Europaausschuss -31. Sitzung am 27. November 2019 5

Beispiel (12) die Sicherstellung nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster, (13) umge-
hende MalRnahmen zur Bekampfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen, (14) Erhalt
und nachhaltige Nutzung der Meere und mariner Ressourcen sowie (15) Schutz,
Wiederherstellung und nachhaltige Nutzung der Landdkosysteme, nachhaltige Bewirtschaft
der Waélder, Beendigung und Umkehr der Bodendegradation, Beendigung des Verlusts der
biologischen Vielfalt. Deutschland werde die Erreichung der Ziele (1) Bekdmpfung der Armut,
(4) Gewahrleistung inklusiver, gleichberechtigter und hochwertiger Bildung und Férderung
lebenslangen Lernens und (9) Aufbau einer widerstandsfahigen Infrastruktur, Forderung
breitenwirksamer und nachhaltiger Industrialisierung und Unterstiitzung von Innovation
bescheinigt. Damit habe Deutschland drei der 17 UN-Nachhaltigkeitsziele erreicht. Ostsee-
Anrainerstaaten, die im Vergleich besser abschnitten, seien Norwegen mit acht, Schweden
mit sieben und Danemark mit sechs erreichten Zielen. Demgegeniber sei die Erreichung von

drei Nachhaltigkeitszielen nicht zufriedenstellend.

In der Studie werde der Beitrag der einzelnen Politikbereiche der Ostseestrategie zur
Bewadltigung der genannten Herausforderungen, ihr Beitrag zur Umsetzung der
Nachhaltigkeitsziele sowie der Mehrwert makroregionaler Zusammenarbeit in diesen
Politikbereichen dargestellt. Es werde vorgeschlagen, die Ziele der Strategie und ihrer
Politikbereiche im Rahmen der Revision fokussierter auf die Herausforderungen der Region
und die Nachhaltigkeitsziele auszurichten. Dabei handele es sich um eine logische Forderung,
die das Ministerium unterstltze. Weiter sei zu Uberlegen, ob die Ostseestrategie insgesamt
nicht starker auf ein bis zwei Ubergeordnete Ziele fokussiert werden sollte. Daflir gebe es

allerdings momentan keine Mehrheit.

Die Ministerin geht auf einen Zeitplan ein, nach dem bis zum 1. November 2019 die
Koordinatoren der Politikbereiche eine Neuformulierung ihres Kapitels im Aktionsplan bei der
EU-Kommission einreichen mussten. Das Europaministerium habe gemeinsam mit dem
polnischen Kulturministerium das Kapitel zum Politikbereich Kultur neu gefasst. Ende
November 2019 habe die EU-Kommission den Nationalen Koordinatoren der Strategie -
Mitarbeitern der Auenministerien - den Entwurf der Neufassung des Aktionsplans vorgelegt.
Bis Ende Dezember 2019 wirden die Nationalen Koordinatoren den endgiiltigen Entwurf
abstimmen, der dann noch kommissionsintern abgestimmt und beschlossen werden muisse.

Die Neufassung werde fiir Mérz 2020 erwartet.
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Ministerin Dr. Sutterlin-Waack bezieht die Position, Europa sei mehr als die enge
Zusammenarbeit von Regierungen. Zu den europdischen Zielen und den européischen
Werten gehorten auch Demokratie und kulturelle Werte. Daher habe man bei der
Uberarbeitung des Kapitels ,Politikbereich Kultur* die Foérderung dieser Ziele ausdriicklich
genannt. Man pladiere dafiir, mehr als bisher die Regionen und die Zivilgesellschaft in die
Projekte der EU-Ostseestrategie einzubeziehen. Dafur werbe man nicht nur gegentber der
Kommission, sondern auch in den politischen Netzwerken der Ostseezusammenarbeit. Das
Netzwerk der Regionen des Ostseeraums BSSSC habe am Vortag des Jahresforums der EU-
Ostseestrategie im Juni 2019 in Danzig eine Veranstaltung zur Rolle der Regionen im
Umsetzungsprozess der EU-Ostseestrategie gemeinsam mit der Baltic Sea Commission -
BSPC - und der Union of Baltic Cities ausgerichtet. Hier habe man fir die Positionen der
Landesregierung viel Unterstutzung bekommen. Dartber hinaus pladiere man dafir, dass das
BSPC Youth Camp fester Bestandteil des Jahresforums werde und wie das Jahresforum tber
das INTERREG-Ostseeprogramm finanziert werde.

Als Position der Nationalen Koordinatoren stellt die Ministerin, auch wenn eine Priorisierung
der Ziele diskutiert worden sei, heraus, dass sie sich fur eine Beibehaltung der bestehenden
Ubergeordneten Ziele der Strategie und gegen eine grundsétzliche Neuausrichtung oder
Fokussierung der Ubergeordneten Ziele entschieden hatten. Die Revision werde sich im
wesentlichen auf eine Straffung des Aktionsplans beschrénken, um Lesbarkeit und
Vergleichbarkeit der Politikbereiche zu verbessern. Neu sei, dass alle Politikbereiche im
Aktionsplan ihren Bezug zu den Nachhaltigkeitszielen darstellen missten. Das heil3e das
Europaministerium gut. Es werde also aller Voraussicht nach bei den bestehenden drei
Ubergeordneten Zielen ,Safe the Sea“, ,Connect the Region" und ,Increase Prosperity*

bleiben.

Abg. Heinemann fasst zusammen, der Bericht gebe Impulse, wieder aktiv zu werden. Die
Sozialdemokraten seien an den sozialen Dimensionen der Entwicklung interessiert,
insbesondere an der Fragestellung im Bereich der Digitalisierung und den sozialen Aspekten
der Digitalisierung. Gleiches gelte fir die sozialen Dimensionen des Klimaschutzes. Die
Nachhaltigkeitsstrategie diene dazu, wiederkehrende Sachverhalte immer wieder in den
Fokus zu ricken. Als Gesundheitspolitiker sei ihm besonders daran gelegen, Komponenten

wie Digital Health in den Blick zu nehmen.
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Jette Waldinger-Thiering sagt, dass die Nachhaltigkeitsziele noch nicht erreicht seien, erfahre
man immer wieder auf Konferenzen. Die verschiedenen Beteiligten seien in Teilen noch weit
voneinander entfernt, aber bemiht, auf einen Nenner zu kommen. Sie freue sich, dass das
Baltic Sea Youth Forum verstetigt werden solle. Bei der letzten BSPC in Oslo sei passend zum
Ubergeordneten Ziel ,Save the Sea“, das Thema Munition in der Ostsee diskutiert worden. Sie

erkundigt sich, ob dieser Aspekt kiinftig auch Berucksichtigung finden werde.

Ministerin Dr. Sutterlin-Waack geht davon aus, dass der Aspekt Munition in der Ostsee
bericksichtigt werde. Das Thema sei von grof3er Bedeutung, und man habe darliber in den
letzten Jahren neue Erkenntnisse gewonnen. Das schleswig-holsteinische Umweltministerium
sei flhrend in dem Bereich und habe bereits entsprechende Programme vorgelegt. So sei bei
der NORLA ein INTERREG-Projekt vorgestellt worden, wie Munition aufgefunden und

entschéarft werden kénne, an dem sich ein europaischer Mehrwert sehr gut aufzeigen lasse.

Abg. Waldinger-Thiering fragt nach den Unterschieden zwischen dem uberarbeiteten Kapitel
zum Politikbereich Kultur und der bisherigen Fassung. - Herr Musiolik erlautert, es handele
sich im Wesentlichen um eine Scharfung entsprechend der Vorgabe der Nationalen
Koordinatoren. Ein Schwerpunkt liege im Kulturbereich in der starkeren Einbeziehung der
Birgerinnen und Birger in die EU-Ostseestrategie. So gebe es zum Beispiel eine
Projektinitiative der Stadt Kiel zur Entwicklung eines Labels ,Ostseekulturstadt”. Dieses Label
solle einfacher als der Titel ,EU-Kulturhauptstadt“ zu erlangen sein. Ein weiteres Beispiel sei

die starkere Einbeziehung junger Menschen tber das BSPC Youth Camp.

Abg. Vol3 geht darauf ein, dass es speziell eine Herausforderung sei, junge Menschen
dauerhaft einzubeziehen. Es sei ein guter Ansatz, die Zivilgesellschaft mitzunehmen. Rund
um das Thema Ostsee bestiinden starke zivilgesellschaftliche Bindnisse und Netzwerke aus
Hochschulen, Gewerkschaften und verschiedenen Berufssparten. Abg. VoR3 fragt, wie stark

diese Netzwerke seitens des Ministeriums eingebunden wirden.

Ministerin Dr. Sutterlin-Waack versichert, man greife auf zivilgesellschaftliche Netzwerke zu-
rick. Man wolle die entsprechenden Partner und gerade auch junge Menschen starker an der

EU-Ostseestrategie beteiligen.
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Abg. Vo3 erkundigt sich nach der Zusammenarbeit mit Nicht-EU-Landern, speziell der russi-
schen Foderation, im Rahmen der Ostseekooperation. - Ministerin Dr. Sitterlin-Waack ant-
wortet, ihr sei auf einer Konferenz, bei der auch russische Partner anwesend gewesen seien,
immer wieder bestatigt worden, dass diese an der Zusammenarbeit sehr interessiert seien.
Inwieweit die Kompatibilitat von Programmen mit Nicht-EU-L&ndern bei den neuen INTER-

REG-Programmen beriicksichtigt werden kdnne, kdnne derzeit niemand genau sagen.

Abg. Hamerich betont, es sei wichtig, Informationen zur EU-Ostseestrategie beispielsweise
auch in Leichter Sprache zuganglich zu machen. Unter Ausschluss der Offentlichkeit zu tagen,
sei nicht erstrebenswert. Der Erfolg der Ostseestrategie sei an ihren Resultaten zu messen.

Es handle sich um eine To-Do-Liste, die abgearbeitet werden musse.

Abg. Hamerich schlagt vor, das dem Ausschuss regelmafiig - zwei bis drei Mal im Jahr - Gber
die Abarbeitung der selbstauferlegten Aufgaben berichtet werden solle. Die Arbeit an der

Umsetzung der EU-Ostseestrategie misse insgesamt starker nach aul3en getragen werden.

Der Europaausschuss nimmt den Bericht der Landesregierung zur Kenntnis.
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2. Bericht der Landesregierung tber die Planungen fir die Ausrich-
tung der Fehmarnbelt Days 2020

Antrag des Abg. Bernd Heinemann (SPD)
Umdruck 19/3027

Berichterstattung: Europaministerin Dr. Sabine Sutterlin-Waack,
Thomas Becker, Geschaftsfuhrer von STRING

Abg. Heinemann erklart, der urspringliche Anlass fiir seinen Berichtsantrag sei ein Bericht der
~LUbecker Nachrichten® tGber die Ausrichtung der Fehmarnbelt Days 2020 gewesen. Es stelle
sich die Frage, welche Mdglichkeiten es fur den Europaausschuss gebe, an der Veranstaltung

mitzuwirken.

Europaministerin Dr. Sabine Siitterlin-Waack teilt mit, in engem Austausch mit STRING be-
zliglich der Ausrichtung der Fehmarnbelt Days 2020 zu stehen. Die Veranstaltung habe alle
Aspekte der Regionalentwicklung zum Gegenstand und fokussiere nicht allein auf die
Fehmarnbelt-Querung. Es sollten alle Positionen zu Wort kommen. Dazu diene insbesondere
das Blurgerfest, das sich am nordischen Beispiel orientiere. Das Ministerium freue sich Uber

Beteiligung und Vorschlage.

Herr Becker, Geschaftsfihrer von STRING - South Western Baltic Sea Transregional Area -
Inventing New Geography -, tragt auf Englisch die Inhalte einer Prasentation vor (Anlage 1).
Zwei Mal jahrlich finde eine Fehmarnbelt-Konferenz tber den Tunnel, dessen Bau auf dani-
scher Seite bereits begonnen habe, statt, die normalerweise 1,5 Tage dauere. Man wolle das
Ereignis weniger elitar durchfihren, etwas von der Spannung herausnehmen, die sich um den
Bau des Fehmarnbelt-Tunnels aufgebaut habe, und einen offenen Dialog darlber starken,
wovon das Projekt handle. Die Entscheidungstrager sollten sich direkt gegentiber den Blirge-
rinnen und Birgern auf3ern. Herr Becker betont, dass man der Unterstiitzung des Landtags
besonders fir den ersten Tag der Veranstaltung bedirfe, um die Beteiligung mdglichst vieler

Partner zu erreichen.

Der Bau des Tunnels handele davon, eine neue Zukunft der Region zu entwerfen. Das Uber-
greifende Ziel der Konferenz laute ,Regions for Future”. Regionalisierung bedeute mehr, als
Transportwege von einem Ort zum anderen zu schaffen. Nationale Grenzen verléren dadurch
an Bedeutung. Der Tunnel kdnne dazu beitragen, das Norddeutschland, Danemark und
Siudschweden zu einer Region zusammenwichsen. Man wolle wéahrend der Fehmarnbelt

Days 2020 eine offene, respektvolle Diskussion tiber diese Ideen erzielen.
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Der Vorsitzende, Abg. Baasch, fasst zusammen, durch die Prasentation sei deutlicher gewor-

den, welche Dimension die Fehmarnbelt Days hatten.

Abg. Hamerich weist darauf hin, dass die von Herrn Becker geschilderte neue Region bereits

mit dem Namen HanseBelt Region existiere und erkundigt sich nach der Rolle von STRING.

Herr Becker antwortet, das Projekt STRING engagiere Personen fiir die Veranstaltungsorga-
nisation und stelle daftir Ressourcen zur Verfigung. Ziel sei es, das 3.000 Menschen zu dem
Treffen kAmen. Das sei schwierig, weshalb die Veranstaltung lebhaft und relevant gestaltet
sein misse. Es handle sich um einen informellen Ansatz, wie Birgerinnen und Biirger zu den
gewahlten Volksvertreterinnen und -vertretern sprechen kénnten, und den Versuch, ein Modell

des Biirgerkontakts aus Skandinavien zu Glbernehmen.

Herr Musiolik, stellvertretender Leiter der Abteilung ,Europa-, Ostsee- und Nordseeangelegen-
heiten“ im Europaministerium, ergéanzt, der Ministerprasident werde das Festival ertffnen.
Ebenfalls wirden die Europaministerin, der Wirtschafts- und der Umweltminister erwartet. Man
hoffe auf eine starke Présenz vonseiten des Landtags und insbesondere des Europaaus-
schusses. Mit der Veranstaltung nehme man sich ein Beispiel am Tag der offenen Tir des
Landtags einschlie3lich Spal3 und Spiel fir die ganze Familie. So solle es zum Beispiel einen
Poetry Slam mit deutscher und dénischer Beteiligung geben. Insgesamt solle eine Mischung
aus politischen Inhalten und kulturellen Interventionen zustande kommen. Die bisherigen Kon-
ferenzen der Fehmarnbelt Days seien nicht dazu geeignet gewesen, die Birgerinnen und Bur-
ger mitzunehmen. Es handele sich um den Versuch, nicht nur eine Konferenz abzuhalten,
sondern die Konferenzthemen mit den Blrgerinnen und Buirgern zu diskutieren. Man brauche

eine breite politische Unterstlitzung, um an dieser Stelle einen Akzent zu setzen.

Bezlglich weiterer Beteiligter erlautert Herr Musiolik, man sei im Gesprach mit dem Landes-
feuerwehrverband und anderen. Das Verbundprojekt Norddeutsche EnergieWende habe
ebenfalls zugesagt. Ziel sei es, am Weillenhdauser Strand moglichst viele Ausstellungspago-
den zu besetzen. Das Motto ,Regions for Future® sei von der IHK Liibeck beigesteuert worden,
die zum Beispiel die Presse- und Offentlichkeitsarbeit libernehme. Die Partner finanzierten
das Event gemeinsam und sorgten fir ein interessantes Programm. Man wolle auch diejeni-

gen, die Kritik an der Fehmarnbelt-Querung tbten, dabeihaben.
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Abg. Pauls meint, der Landtag misse bei den Fehmarnbelt Days 2020 vertreten sein, und es
gelte unabhangig von der politischen Uberzeugung, mit den Menschen ins Gesprach zu kom-
men. In der Vergangenheit hatten die danischen Fehmarnbelt Days sie bereits einmal sehr
beeindruckt; auch dort habe man sich nach auf3en, Richtung Zivilgesellschaft, gedffnet. Das

mache Akzeptanz aus.

Abg. Waldinger-Thiering fasst zusammen, das Projekt erscheine als Mischung zwischen Tag
der offenen Tur des Landtags und dem Volkstreffen Folkemgdet auf Bornholm. Sie regt an,
die Sundregion zu beteiligen. Auch die schleswig-holsteinischen Universitaten kénnten einen

guten Beitrag leisten, und der Europaausschuss solle sich einbringen.

Abg. Baasch schlagt vor, auch die Europaschulen gezielt anzusprechen, um junge Menschen
zu begeistern. Hinsichtlich des Kontakts mit der Zivilgesellschaft kénnten zum Beispiel auch
aus dem sozialpolitischen Bereich Organisationen angefragt werden. Beispielsweise sei in
Heiligenhafen ein Kindergarten fiir die intensive Zusammenarbeit mit einem Kindergarten in
Sjeelland ausgezeichnet worden. Denkbar sei, auch solche Erfahrungen bei der Veranstaltung
am WeiRenhauser Strand einzubinden. Uber das Thema Wirtschaft hinaus sollten viele Facet-
ten einbezogen werden und mdéglichst Offenheit angestrebt werden.

Herr Musiolik bekraftigt, auch er finde es wichtig, Schulen anzusprechen. Man sei deswegen
mit dem Vorsitzenden der Europaschulen in Schleswig-Holstein, Klaus Muller, in Kontakt. Im
Hinblick auf die soziale Komponente habe man mit dem DGB Nord Kontakt aufgenommen, ob
er mit einer Pagode teilnehmen wolle. Der DGB habe auch Interesse daran, an Diskussionen

mitzuwirken.

Abg. Pauls regt an, bei der Veranstaltung das Thema Ausbildung mit Doppelabschluss aufzu-
greifen, und bietet an, den ehemaligen SPD-Bundestagsabgeordneten Franz Thénnes anzu-
sprechen, inwiefern er bereit sei, in irgendeiner Art und Weise dabei zu sein. - Herr Musiolik
stimmt zu, dass sich ein solches Engagement vielleicht mit dem des DGB Nord und der IHK

zusammenbringen lasse.

Abg. Holowaty begrif3t es, dass die Veranstaltung nach Schleswig-Holstein komme. Es gebe
grolRe Herausforderungen fur die Region; so berihre die OECD-Studie zur Metropolregion
Hamburg viel mehr Themen als die bisher angesprochenen. Er fragt, wie mit diesen Heraus-
forderungen im Hinblick auf das Programm der Fehmarnbelt Days 2020 umzugehen sei und
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inwiefern die Themen Wirtschaft, Verkehr, Wohnen, Sicherheit und andere Herausforderun-

gen fur die Ostseeregion im Rahmen der Konferenz angesprochen wurden.

Herr Musiolik merkt an, mit Blick auf diese Region von Hamburg bis Oslo gebe es keine OECD-
Studie. Er verweist auf Folie 2 der Prasentation ,New OECD Mega Region“. Es werde Work-

shops geben, fir die eine Idee lauten kénne, dort OECD-Themen anzusprechen.

Herr Becker betont, man sei offen fir neue Themen. Er stellt die Frage in den Raum, ob der
Ausschuss bereit sei, bei dem Treffen an einer Debatte tiber relevante Themen, zum Beispiel
Verkehr, teilzunehmen. Entscheidend sei, dass sich die allgemeine Aufmerksamkeit steigern

lasse, wenn die Stakeholder der Landespolitik vor Ort seien.

Abg. Hamerich empfiehlt, mit dem Green Campus Westkliste Kontakt aufzunehmen, der weg-
weisend bezuglich der Themen E-Mobilitat und autonomes Fahren sei. Im Ubrigen bestatigt
er die Bereitschaft zur Teilnahme an den Fehmarnbelt Days 2020 und dass man sich Gedan-

ken tber ein Programm machen werde, um als Europaausschuss mitzuwirken.

Herr Musiolik bittet, der Landtag moge bis Anfang Dezember 2019 das Interesse bekunden,
mit einer Pagode an den Fehmarnbelt Days 2020 teilzunehmen. Des Weiteren bittet er um
Nennung von Ansprechpersonen beim Landtag.

Der Vorsitzende stellt fest, dass im Ausschuss Einvernehmen dariber herrsche, sich an den
Fehmarnbelt Days 2020 beteiligen und uber ein Programm zu beraten. Dafir sei die Unter-
stitzung der Landtagsverwaltung notig. Der Europaausschuss werde an den Prasidenten des
Schleswig-Holsteinischen Landtags hinsichtlich einer gemeinsamen Prasenz der Landtags-

verwaltung und der Abgeordneten herantreten.
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3. Bericht Uber das ADS-Schiulerbotschafterprojekt der nationalen
Minderheiten in Schleswig-Holstein in Kooperation mit dem da&-
nischen Grenzverein und mit Unterstitzung des Schleswig-Hol-
steinischen Landtages

Berichterstattung:

Frauke Tengler, Vorsitzende des ADS-Grenzfriedenbundes
Dr. Michaela Oesser, Geschaftsfihrerin des
ADS-Grenzfriedensbundes

Frau Dr. Oesser, Geschéftsfiihrerin des ADS-Grenzfriedenbundes, tragt vor, der seit 70 Jah-
ren bestehende ADS-Grenzfriedenbund beschaftige 640 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
Kitas, Schullandheimen, einem Haus der Familie, Jugendtreffs und sozialen Trainings. Seine

Auftrag sei es insbesondere, Grenzlandarbeit zu leisten.

2018 hatten Frau Tengler, Vorsitzende des ADS-Grenzfriedenbunds, und sie selbst das Pro-
jekt Schilerbotschafter beim Deutschen Gymnasium in Apenrade kennengelernt und seien
davon sehr beeindruckt gewesen. Sie hatten dem Direktor des Schleswig-Holsteinischen
Landtags, Herrn Dr. Schliesky, und dem Chef der Staatskanzlei, Herrn Schrédter, vorgeschla-
gen, das Projekt auch fiir Schleswig-Holstein zu etablieren. Die Zusage sei im Juni 2019 er-
folgt, es habe eine Ausschreibung stattgefunden, und Frau Schulz habe die Projektleitung

Ubernommen.

Bei dem Projekt Schilerbotschafter handele es sich um ein Erfolgsprojekt des Vereins
Graenseforeningen in Kopenhagen, Uiber das seit 2006 Schiilerbotschafter an den drei Minder-
heitenschulen - dem Deutschen Gymnasium in Apenrade und den beiden danischen Gymna-
sien in Schleswig-Holstein - ausgebildet wirden. Die Ausbildung finde im Rahmen jahrlicher
Treffen der drei Gymnasien statt. Es handele sich um 30 bis 50 Schiilerinnen und Schdler, die
sich ehrenamtlich neben der Schule ausbilden lieRen. Sie seien deutsch-danisch aufgewach-
sen und berichteten tiber das, was eine Minderheit im positiven Sinne ausmache. Bisher seien
sie, unterstutzt durch Graenseforeningen, an den danischen Schulen in Schleswig-Holstein
ehrenamtlich tatig. Der Ansatz des ADS-Schilerbotschafterprojekts sei es, dass sie mit Unter-
stiitzung des Landes die Minderheiten auch an den deutschen Schulen vorstellen konnten.

Das Projekt werde im Rahmen der Arbeit in den finf Schullandheimen des ADS-Grenzfrieden-
bunds verwirklicht. Unter zahlreichen Schulen aus Schleswig-Holstein, die die Schullandheime
regelmafig besuchten, wirden jene ausgesucht, die Interesse hatten, Schilerbotschafter ken-
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nenzulernen. Dazu gebe es drei Modelle: erstens Klassenfahrten in die Schullandheime an-
zubieten, fir die ein Schilerbotschafter ,gebucht* werden kdnne, zweitens interessierte Schu-
len mit den Schiilerbotschaftern zu besuchen oder drittens jungere Schilerbotschafter auszu-
bilden, die an den Schulen blieben. So kénne im Rahmen eines Schullandaufenthalts ange-
boten werden, in die Duborg-Skolen oder die A.P Mgller Skolen zu fahren und Schulerbot-

schafter zu treffen.

Bei den Dialogveranstaltungen des ADS-Grenzfriedenbunds 2018 und 2019 hatten Schiler-
botschafter Reden gehalten. Am 30. April 2020 wirden bei der Mitgliederversammlung des
ADS-Grenzfriedenbunds, zu der auch der Ministerprasident kommen werde, ebenfalls Schii-

lerbotschafter sprechen.

Frau Dr. Oesser fasst zusammen, dass das Projekt also angelaufen sei. Dartiber hinaus sein
ein Flyer, der das Projekt vorstelle, entwickelt worden, mit dessen Hilfe Lehrer das Projekt
buchen kénnten. Zudem sei in den Grenzfriedensheften 2018 ein Beitrag Uber die Schilerbot-

schafter erschienen.

Abg. Pauls betont die Vorteilhaftigkeit, wenn Schilerinnen und Schiler zueinander sprachen,
gegenuber trockenen Vortragen vonseiten Erwachsener. Sie wisse aus eigener Erfahrung,

dass das Projekt gut angenommen werde; es sei eine tolle Sache, die man gern unterstitze.

Abg. Waldinger-Thiering schlief3t sich dem an. Sie begrif3e, dass der Fokus des Projekts nun
auch auf jingere Schilerinnen und Schiller sowie auf Gemeinschaftsschulen gelegt werde.
Schillerbotschafter kdnnten nicht nur Gleichaltrigen, sondern auch Erwachsenen auf Augen-
héhe begegnen. Um die gemeinsame Wirtschaftsregion zu entwickeln, sei es wichtig, sich
nicht nur auf Minderheitensprachen zu konzentrieren, sondern auch die jeweils benachbarte

Sprache zu berlcksichtigen.

Abg. Hamerich schlief3t sich seinen Vorrednerinnen an und bedankt sich fir die Initiative und

die damit geleistete Arbeit.

Frau Dr. Oesser betont, dass man die Arbeit weiterfihren und die Anschubfinanzierung dazu

nutzen werde, das Programm in das Portfolio der Schullandheime zu Uberfihren.
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Frau Tengler erganzt, es gehe darum, das Grenzland erlebbar zu machen. Heutzutage wiss-
ten viele Kinder und auch Erwachsene mit dem Begriff ,Grenzland” nichts anzufangen. Damit
der friedliche Umgang miteinander an der Grenze, der oft gelobt werde, fortbestehe, sei es

wichtig, die Erfahrung an junge Menschen weiterzugeben.

Der Vorsitzende erinnert an das bevorstehende Gedenkjahr 2020 anlésslich des 100-jahrigen
Bestehens der deutsch-déanischen Grenze. Vor diesem Hintergrund sei es umso wichtiger,
nicht nur an die historische Bedeutung der Grenzziehung zu erinnern, sondern das Leben

grenziiberschreitend miteinander zu gestalten.
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4. EntschlieRung zur Minority SafePack Initiative

Berichterstattung: Abg. Wolfgang Baasch (SPD)

Abg. Baasch nimmt auf die Reise des Europaausschusses nach Sudtirol im September 2019
Bezug. Beim Austausch mit den Kolleginnen und Kollegen des Sudtiroler Landtags tber Ge-
meinsamkeiten sei die ldee aufgekommen, das Thema der Minority SafePack Initiative ge-
meinsam aufzugreifen. Vor dem Hintergrund der Bildung einer neuen EU-Kommission sollten
in ihr die Rechte der Minderheiten nicht nur gestarkt, sondern sichtbar verankert sehen. Die
gemeinsame Uberlegung sei gewesen, dass ein entsprechender Beschluss sowohl aus Siid-
tirol als auch aus Schleswig-Holstein jeweils an die Europaische Kommission Gbermittelt wer-

den solle. Das Ziel sei es, die Beschlusse moglichst zeit- und wortgleich zu Gbermitteln.

Der den Fraktionen zugeleitete Antragstext beruhe auf der Formulierung aus Sidtirol. Der Be-
schluss solle einen ahnlich lautenden einstimmigen Beschluss des Landtags, der bereits vor-

liege, bekraftigen und eben gezielt an die Europaische Kommission gerichtet werden.

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass im Falle eines Ausschussbeschlusses tber den Text
in der heutigen Sitzung die Empfehlung dem Landtag zum Dezember-Plenum zugeleitet wer-

den konne.

Abg. Pauls unterstiitzt den Verfahrensvorschlag. Ein Anderungsvorschlag, der ihr seitens der
regierungstragenden Fraktionen vorliege, hebe lobend die Rolle der Landesregierung hervor.
Dass sich darlber hinaus der zweite Absatz inhaltlich von einem urspriinglichen Textentwurf

unterscheide, leuchte ihr nicht ein.

Abg. Hamerich erklart, die kurzfristige Textanderung gehe auf die Hoflichkeitsform im Umgang
mit der Landesregierung zuriick. Es handele sich in erster Linie um eine redaktionelle Ande-
rung. Der zweite Absatz berlcksichtige, dass, obwohl die Européische Kommission sich der-
zeit neu bilde, bereits feststehe, welches Ressort in Briissel fur das Thema Minderheiten zu-
standig sein werde.

Auch im sei bewusst, so Abg. Hamerich weiter, dass es sich bei dem vorliegenden Antrag um
eine Dopplung eines bestehenden Landtagsbeschlusses handele. Derartiges komme haufiger
vor und sei nicht schadlich. Es empfehle sich, die Bemuhungen aus Sudtirol in diesem Bereich
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unterstitzend zu flankieren. Er halte sowohl den Zeitpunkt fur richtig, Gber den Antrag im De-
zember-Plenum zu beschlieRen, als auch, Uber europa- und minderheitenpolitische Themen

gemeinsam zu beschliel3en.

Abg. Pauls schlagt vor, in der Beschlussempfehlung zu vermerken, dass es sich um eine ge-
meinsame Initiative mit Sudtirol handele. AuRerdem sei in der Begriindung formuliert, dass die
Unterschriften Anfang Dezember 2019 Uberreicht werden sollten. Diese Terminierung habe
sich nach ihren Informationen nach hinten verschoben, sodass es sich empfehle, einfach nur
.Dezember" oder ,demnachst” zu schreiben. Weil bei diesem Thema alles in allem Einigkeit
bestehe, schlage sie vor, sich interfraktionell darauf zu verstandigen, dass nur der Europaaus-
schussvorsitzende im Plenum zu dem Thema sprechen werde. Auch hierin kdnnte ein deutli-

ches Signal der Einigkeit liegen.

Abg. Hamerich stimmt dem Vorschlag von Abg. Pauls zu und weist darauf hin, dass redaktio-
nelle Anderungen am Text zwischen dem Ausschussbeschluss und einem Landtagsbeschluss

noch moglich seien.

Abg. VoR spricht sich fuir die angesprochenen Anderungen und Anpassungen des Antragtexts

aus.

Abg. Waldinger-Thiering macht deutlich, dass sich der Beratungsbedarf, den sie zuvor noch
angemeldet habe, ertibrigt habe und sie einverstanden sei, Giber den Antrag abzustimmen.

Abg. Holowaty betont, obwohl er grundsatzlich mehrmalige Beschlisse tiber denselben Antrag
nicht moge, kénne man diesen Weg gehen, um die Kolleginnen und Kollegen in Sudtirol zu
unterstltzen. Er halte die angesprochene Formulierung im zweiten Absatz fir eine Unterstt-

zung Sddtirols.

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag im Wege der Selbstbefassung einstimmig, den Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP und der

Abgeordneten des SSW zu tibernehmen und ihm zuzustimmen.
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5. Gesetzentwurf tUber die Errichtung der , Stiftung fur die Friesi-
sche Volksgruppe im Lande Schleswig- Holstein* (Friesenstif-
tung) und zur Anderung des Gesetzes zur Ausfuihrung des Ers-
ten Staatsvertrages zum Glicksspielwesen in Deutschland

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 19/1682

(Uberwiesen am 25. September 2019 an den Europaausschuss, den
Finanzausschuss und den Bildungsausschuss)

hierzu: Umdrucke 19/3086, 19/3165, 19/3166 (nicht 6ffentlich)

Abg. Pauls fragt, ob sich bei einer Sitzung des Friesengremiums zu einem Brief des Nordfrie-
sischen Instituts aufgekommene Fragen mittlerweile geklart hatten. - Frau Dr. Schmidt, Mitar-
beiterin im Referat ,,Auswartige Angelegenheiten (ohne EU und Ostsee) und nationale Minder-
heiten“ in der Staatskanzlei, meint, ein Schreiben des Chefs der Staatskanzlei gehe auf das
Gesprach mit dem Nordfriesischen Institut ein (Umdruck 19/3086). Hintergrund seien Fragen
gewesen, die beim Verein und der Leitung des Nordfriesischen Instituts beziglich der Fortfuh-
rung der Ziel- und Leistungsvereinbarung und des Wunsches des Nordfriesischen Instituts,
diese in die Satzung aufzunehmen, aufgekommen seien. Dem sowie auch dem Wunsch des
Nordfriesischen Instituts, dass jede friesische Einrichtung im Stiftungsrat vertreten sein solle,

sei entsprochen worden.

Das Nordfriesische Institut sei dennoch besorgt gewesen, weil die Konstellation aus seiner
Sicht der im Friesenrat &hnele und es sich nicht ausreichend vertreten meine. Dazu sei anzu-
merken, dass das Nordfriesische Institut die einzige wissenschatftliche Einrichtung fir die nord-
friesische Sprache sei, und man daran interessiert sei, es abzusichern. Es habe deshalb ein
Gesprach mit dem Minderheitenbeauftragten, dem Vorsitzenden des Nordfriesischen Instituts
und des Vorsitzenden des Vereins Nordfriesisches Institut stattgefunden, bei der man sich auf

einen Vorschlag zur Ergdnzung der Satzung geeinigt habe.

Herr Dr. Eggeling, Mitglied des Landesrechnungshofs Schleswig-Holstein, verweist auf die
Stellungnahme des Landesrechnungshofs; Umdruck 19/3165. Kernpunkt sei, dass die betei-
ligten Ausschisse auf eine Erhéhung des Stiftungskapitals achten sollten. Im Gesetz sei vor-
gesehen, dass die Mittel zur Erflllung des Zwecks der Friesenstiftung jeweils Uber das Haus-
haltsgesetz zugeleitet werden kénnten. Der Landesrechnungshof habe den Friesenrat und das
friesische Institut intensiv geprift und sei zu dem Ergebnis gekommen, dass dort sehr enga-
giert, erfolgreich sowie wirtschaftlich gehandelt werde. Bei einer Verlagerung der Institution
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von der Westkiste nach Kiel durfte der Produktionsfaktor Ortsnahe nicht beeintrachtigt wer-
den. Ein Ministerium sei als exekutives Organ nicht fir die Verwaltungsaufgaben der Ge-
schéftsstelle einer Stiftung da. Es seien haushaltsrechtliche Bestimmungen zu beachten, wenn
der Titel um 50.000 € fiur eine A-15-Stelle erhéht werde. Die Summe decke eine A-15-Stelle

zudem nicht ab.

Des Weiteren habe der Landesrechnungshof sich dahin gehend ge&ufiert, dass es eines De-
fizitausgleichs von 15.000 € fur Bredstedt nicht mehr bedurfe, wenn Friesenrat und -stiftung in
Kiel administriert wirden. Stattdessen stehe nun mit Blick auf die Nachschiebeliste fest, dass,
statt 15.000 € zu streichen, 50.000 € hinzukommen sollten. Die Begriindung hierfir laute ,,An-
passung an den notwendigen Bedarf* (Umdruck 19/3227, S. 52). Um 50.000 € mehr zu ver-
anschlagen, reiche dem Landesrechnungshof die vorliegende Begriindung nicht aus, und er
werde das gegebenenfalls in einer Nachschau uberprifen. Das Land habe seine eigenen
Spielregeln einzuhalten: Es handele sich um keine Direktférderung, sondern um eine instituti-
onelle Forderung, wozu die haushaltsrechtlichen Bestimmungen besagten, dass Ausgaben
und Verpflichtungsermittlungen fiir Zuwendungen zur institutionellen Forderung erst nach Vor-
lage eines Haushalts- und Wirtschaftsplans veranschlagt werden kénnten. Der Plan miisse
alle zu erwartenden Einnahmen und voraussichtlich zu leistenden Ausgaben sowie einen Or-
ganisations- und Stellenplan enthalten. Er erinnere an die Prifungsfeststellung des Landes-
rechnungshofs zu den Zuwendungen an den Verband Deutscher Sinti und Roma; hier sei ein

vergleichbarer Weg zu gehen.

Herr Grundmann, Leiter des Referats ,Minderheitenférderung” im Bildungsministerium, bringt
vor, es sei von vornherein die Konzeption der Friesenstiftung gewesen, dass der Friesenrat
von der Verwaltungsarbeit - Antragstellung, Antragsmittelverwaltung und so weiter - entlastet
werden solle. Fur diese Aufgabe sei die Einrichtung der Geschaftsstelle vorgesehen gewesen,
die darUber hinaus die Institutionen bei der Antragstellung habe beraten und unterstitzen sol-
len. Der Friesenrat habe nicht allein die Aufgabe, Mittelverwalter fur die friesische Minderheit
Zu sein, sondern sei in erster Linie Dachverband flr alle friesischen Vereine und Institutionen.
Er fungiere als Interessensvertretung fur die friesische Minderheit. Dieser Aufgabe kénne er
derzeit aus Sicht der Staatskanzlei und des Bildungsministeriums nicht in erforderlichem Mal3e
nachgehen, wie es bei anderen Minderheiten der Fall sei, die tiber eine viel groRere institutio-

nelle Forderung verfugten.
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Der Friesenrat habe sich im Vorfeld der Friesenstiftung Gedanken Uber eine strategische Neu-
ausrichtung gemacht - so Herr Grundmann weiter -, und wolle seine Funktion als Dachverband
deutlicher wahrnehmen als bisher. Dies beinhalte Punkte wie Interessensvertretung beim
Bund und auf europdischer Ebene. Zudem werde eine Verbesserung der interfriesischen Ko-
operation zwischen Nord-, Ost- und Westfriesen sowie der Koordination der Nachwuchs- und
Offentlichkeitsarbeit angestrebt. Hinzu komme, dass der Friesenrat als Projekttrager mit Er-
richtung der Friesenstiftung nicht vollkommen entfalle, sondern weiterhin zentrale Veranstal-
tungen stattfinden lassen und als Projekttrager weiterhin fiir kleinere Trager wie Kindergarten
zur Verfligung stehen werde. Angesichts der gegebenen Aufgabenstellung halte man die Er-

héhung der institutionellen Foérderung flr angemessen.

Herr Dr. Eggeling stellt fest, dass mit der Einrichtung der Geschéftsstelle eine neue Aufgaben-
struktur neben dem Dachverband geschaffen werden solle. Er wiederholt, dass die Haushalts-
ordnung besage, dass Ausgaben nur veranschlagt werden dirften, wenn ein Haushalts- und
Wirtschaftsplan, Organisations- und Stellenplan sowie eine Aufgabenbeschreibung vorlagen.
Man bitte das Ministerium darum, dem Landesrechnungshof Entsprechendes vorzulegen, da
ohne einen Haushalts- und Wirtschaftsplan des Friesenrats die zusatzlichen 50.000 € an Mit-

teln nicht veranschlagt werden durften.

Abg. Hamerich &ufRert, man habe die Stellungnahme des Landesrechnungshofs sowie das
Schreiben des Chefs der Staatskanzlei zur Kenntnis genommen. Er gehe davon aus, dass die
warnenden Worte des Landesrechnungshofs beachtet wiirden. Wichtig sei, dass im Haus-
haltsgesetz die Aufteilung aus dem Gluckspielstaatsvertrag sowohl fir die Erhéhung des Stif-
tungsvermdagens als auch fir die Projektférderung jedes Mal explizit festgelegt werden kénne
und musse. Die Absicht sei, ein Signal der langfristigen Absicherung der Minderheitenférde-

rung zu setzen.

Abg. Hamerich geht davon aus, dass der Niedrigzins nicht flr die nachsten 20 Jahre fortbe-
stehen werde. Es sei nicht falsch, ein Stammkapital zur langfristigen Absicherung von Aufga-
ben aufzubauen. Zu diesem Zeitpunkt nur bei der Projektférderung anzusetzen, empfehle sich
dagegen nicht, weil so das Stammkapital irgendwann nicht mehr aufzufillen sein kénnte. Ir-

gendwann werde eventuell satzungsrechtlich an einer Umstrukturierung zu arbeiten sein.

Abg. Nobis stellt die Rickfrage an Herrn Dr. Eggeling, da im 8§ 6 - Haushaltsfiihrung, Rech-

nungslegung - des Gesetzentwurfs in Absatz 2 stehe:
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.Der Stiftungsvorstand legt einmal im Kalenderjahr den Haushaltsplan dem Finanz-
ausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages vor und erlautert ihn auf Auffor-

derung®.

Er mochte vom Landesrechnungshof wissen, ob ,,Haushaltsplan® hin zu ,Haushalts- und Wirt-

schaftsplan® ergdnzt werden musse.

Herr Dr. Eggeling antwortet, es gehe nicht um den Haushaltsplan der Stiftung, sondern darum,
dass die Mittel fur den Friesenrat in Bredstedt nicht entsprechend dem Vorschlag des Landes-
rechnungshofs um 15.000 € gemindert, sondern auf 65.000 € erhoht werden sollten. Dies
kénne man nur machen, wenn fiir den Empfanger der institutionellen Zuwendung zumindest

vorlaufige Haushalts- und Wirtschaftsplane vorlagen.

Herr Grundmann betont, es handele sich um eine Selbstversténdlichkeit und man kénne dem
Finanzausschuss oder Landesrechnungshof jederzeit gern darlegen, dass man auf der Grund-
lage eines Wirtschaftsplans gehandelt habe und die Erh6hung um 50.000 € nicht aus dem
hohlen Bauch gegriffen sei. Sie sei mit den neuen Aufgaben des Friesenrats begriindet. Der
Friesenrat weise derzeit wie gehabt ein Defizit aus. Dieses auszugleichen, reichten die Stif-
tungsmittel nicht mehr. Selbstverstéandlich gebe es zudem einen Stellenplan, der jeder institu-
tionellen Férderung zugrunde gelegt werde.

Herr Dr. Eggeling bittet darum, den Haushalts- und Wirtschaftsplan dem Landesrechnungshof

und gegebenenfalls dem Ausschuss zuzuleiten.

Abg. Nobis bittet um Bestatigung, dass dem Europaausschuss, dem Finanzausschuss und
dem Bildungsausschuss der erbetene Haushalts- und Wirtschaftsplan vorgelegt werde. - Herr
Grundmann bestatigt dies. Er gehe davon aus, dass die vorlaufigen Haushaltsplane ohnehin

schon eingereicht worden seien, weil sie auch Gegenstand der Haushaltsberatungen seien.

Der Vorsitzende fasst zusammen, man gehe davon aus, dass der Haushalts- und Wirtschafts-
plan nachtraglich vorgelegt werde und weist darauf hin, dass der Europaausschuss zwar heute
als federfuhrender Ausschuss berate und beschlieRe, morgen jedoch auch der Finanz- und

der Bildungsausschuss noch Uber die Vorlage beraten wirden. Er gehe davon aus, dass sich
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die in der heutigen Sitzung aufgekommenen Fragen noch klaren lie3en und kein Grund be-

stehe, an der Darstellung der Landesregierung zu zweifeln.

Herr Dr. Eggeling stellt klar, es gehe um die Begriindung fur die Erhhung um 50.000 €. Die
Initiative miisse vom Friesenrat ausgehen zu sagen, dass er fir seine Organisation 50.000 €
mehr bendtige, was er wie folgt in einem Wirtschaftsplan darlege. Dieses Papier - nicht das

bereits vorgelegte - interessiere den Landesrechnungshof.

Der Vorsitzende merkt an, dass gegebenenfalls zwischen dem, was der Landesrechnungshof
bendtige, und dem, was der Ausschuss bendtige, zu differenzieren sei. Der Ausschuss bitte

um den Haushaltsplan beziehungsweise Stellenplan fir die Umsetzung dieses Geldes.

Abg. Waldinger-Thiering auR3ert Vertrauen in die Darstellung der Landesregierung. Sie gehe
davon aus, dass die Problematik geklart worden sei. Alle hétten ein Interesse am ordentlichen

Umgang mit Steuergeldern. Das Thema der heutigen Beratung sei indes die Friesenstiftung.

Abg. Vo3 nimmt an, dass die aufgekommenen Fragen sich klaren lie3en und die geforderten
Plane vorgelegt wirden. Aufgabe sei es, die Arbeit in diesem Bereich sicherzustellen, und er

bitte um Zustimmung zu dem Gesetzentwurf.

Der Vorsitzende bedankt sich fir die Diskussion und die Hinweise des Landesrechnungshofs,

die ernst zu nehmen seien.

Der Ausschuss stimmt einstimmig zu, im Artikel 1 8 1 Satz 2 des Gesetzentwurfs die Bezeich-
nung ,Friisk Stifting” zu erganzen. Der Ausschuss empfiehlt einstimmig dem Landtag vorbe-
haltlich der Voten des mitberatenden Finanzausschusses und des mitberatenden Bildungs-
ausschusses, den Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 19/1682, in so geanderter

Fassung anzunehmen.
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6. Umsetzung der Europaischen Charta der Regional- oder Minder-
heitensprachen in Schleswig-Holstein - Sprachenchartabericht
2019

Bericht der Landesregierung
Drucksache 19/1683

(Uberwiesen am 25. September 2019 an den Europaausschuss und
den Bildungsausschuss zur abschlie3enden Beratung)

Abg. Pauls pladiert dafir, sich als zustandiger Ausschuss mit dem Sprachenchartabericht
2019 naher zu beschéftigen und sich die Sprachencharta in der Entwicklung vorstellen zu las-
sen. Insbesondere sei es von Interesse, dazu die zustandigen Personen seitens des Europa-

rats in den Ausschuss einzuladen.

Abg. Nobis stellt die ZweckmaRigkeit einer entsprechenden Anhoérung infrage.

Abg. Waldinger-Thiering und Abg. Hamerich sowie Abg. Vol unterstiitzen den Vorschlag der
Abg. Pauls.

Bei Enthaltung der AfD beschlie3t der Ausschuss die Durchflihrung einer mindlichen Anho-
rung zu der Vorlage, Drucksache 19/1683, bei der der Sachverstandigenausschuss der Euro-
paischen Charta der Regional- oder Minderheitensprachen, die Minderheiten, die FUEN, der
Minderheitenbeauftragte und die kommunalen Landesverbande als Anzuhérende vertreten

sein sollten.
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7. Verschiedenes

Der Vorsitzende informiert den Ausschuss dariiber, dass eine redaktionelle Anderung des
Brexit-Ubergangsgesetzes in § 1 hinsichtlich des Datums des Abkommens tiber den Austritt
des Vereinigten Konigreichs GrofRbritanniens und Nordirlands aus der Europdischen Union
und der Européischen Atomgemeinschaft nétig sei. Diese solle dem Landtag in der Dezember-
Tagung zusammen mit einem laufenden Gesetzesvorhaben vorgelegt werden (Umdruck

19/3331). Der Ausschuss nimmt den Verfahrensvorschlag zur Kenntnis.

Der Ausschuss beschliel3t, seine fir den 8. Januar 2020 geplante Sitzung ausfallen zu lassen.

Der Vorsitzende, Abg. Baasch, schlief3t die Sitzung um 12:00 Uhr.

gez. Wolfgang Baasch gez. i. V. Dorte Schonfelder
Vorsitzender Geschafts- und Protokollfuhrerin



	1.  Bericht der Landesregierung über den Stand und (vorläufige) Ergebnisse der Evaluation des Aktionsplanes zur Umsetzung der EU-Ostseestrategie
	Antrag des Abg. Bernd Heinemann (SPD)
	Umdruck 19/3228


	2.  Bericht der Landesregierung über die Planungen für die Ausrichtung der Fehmarnbelt Days 2020
	Antrag des Abg. Bernd Heinemann (SPD)
	Umdruck 19/3027
	Berichterstattung: Europaministerin Dr. Sabine Sütterlin-Waack,    Thomas Becker, Geschäftsführer von STRING


	3.  Bericht über das ADS-Schülerbotschafterprojekt der nationalen Minderheiten in Schleswig-Holstein in Kooperation mit dem dänischen Grenzverein und mit Unterstützung des Schleswig-Holsteinischen Landtages
	Berichterstattung:  Frauke Tengler, Vorsitzende des ADS-Grenzfriedenbundes
	Dr. Michaela Oesser, Geschäftsführerin des
	ADS-Grenzfriedensbundes

	4.  Entschließung zur Minority SafePack Initiative
	Berichterstattung:  Abg. Wolfgang Baasch (SPD)

	5.  Gesetzentwurf über die Errichtung der „Stiftung für die Friesische Volksgruppe im Lande Schleswig- Holstein“ (Friesenstiftung) und zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Ersten Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland
	Gesetzentwurf der Landesregierung
	Drucksache 19/1682


	6.  Umsetzung der Europäischen Charta der Regional- oder Minderheitensprachen in Schleswig-Holstein - Sprachenchartabericht 2019
	Bericht der Landesregierung
	Drucksache 19/1683


	7.  Verschiedenes

